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Die Energiekrise entwickelt sich zur sozialen Krise. Die In-
flation und die steigenden Energiekosten sind für viele  
Menschen bis weit in die Mitte der Gesellschaft und für viele 
Unternehmen nicht mehr zu tragen. Die Bundesregierung 
hat mit den Entlastungspaketen reagiert und dabei einige 
Forderungen von DGB und Gewerkschaften aufgegriffen. 
Viele Maßnahmen werden nicht kurzfristig greifen, deshalb 
muss die Bundesregierung nachliefern. Jetzt kommt es auf 
eine wirkungsvolle und schnelle Umsetzung mit einer siche-
ren Finanzierung an. Bund, Land und Kommunen können 
aber noch mehr dafür tun, dass wir besser durch die Krise 
kommen! Wir haben konkrete Vorschläge:

ENERGIEKOSTEN DECKELN!
Der Grundbedarf von Privathaushalten muss für alle bezahl-
bar bleiben! Die Bundesregierung hat nun eine Strompreis-
bremse angekündigt. Das ist ein erster Schritt, auch wenn die 
Ausgestaltung noch unklar ist. Damit niemand Sorge vor dem 
Winter haben muss, braucht es jedoch einen Energiepreis- 
deckel, der auch für Gas gilt. Gerade für Haushalte mit klei-
nem und mittlerem Einkommen wäre das eine deutliche Ent-
lastung. Gleichzeitig sollte Energie, die über den Grundbedarf 
hinaus verbraucht wird, mehr kosten, um einen wirksamen 
Anreiz zum Energiesparen zu schaffen. Bis die Strompreis-
bremse umgesetzt und ein vergleichbares Instrument für den 
Gasverbrauch kommt, sind weitere Schritte notwendig, die 
schnell für Entlastung sorgen, z.B. eine weitere Energiepreis-
pauschale in Höhe von 500 Euro.

ÜBERGEWINNE ABSCHÖPFEN! 
Während die steigenden Preise die privaten Verbraucher*in-
nen und viele Betriebe immer stärker belasten, profitieren 
einige Unternehmen von der Krise. Vor allem große Energie- 
und Mineralölkonzerne fahren aufgrund der steigenden Preise 
auf den Rohstoffmärkten hohe Extra-Gewinne ein. Diese müs-
sen abgeschöpft und zur Gegenfinanzierung der Entlastungs-
maßnahmen genutzt werden. Die Bundesregierung hat ange-
kündigt, Zufallsgewinne im Stromsektor abzuschöpfen. Das 
muss jetzt schnell umgesetzt werden. Darüber hinaus braucht 
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es jedoch auch eine vergleichbare Regelung für die Extra-Pro-
fite von Energieunternehmen außerhalb des Strommarktes.

FAIR BESTEUERN!
Bisher ist nicht vollständig geklärt, wie die Entlastungsmaß-
nahmen des Bundes finanziert werden sollen. Hinzu kommt, 
dass schon jetzt im Bundeshaushalt bei der Gesundheitsver-
sorge oder bei Zukunftsinvestitionen gekürzt wird. Wir brau-
chen aber dringend Investitionen in die Zukunft! Mit dem 
DGB-Steuerkonzept würden 95 Prozent der Haushalte besser- 
gestellt, vor allem Menschen mit geringem und mittlerem 
Einkommen deutlich entlastet und Spitzenverdienende und 
Vermögende stärker zum Steueraufkommen herangezogen. 
Wesentliche Instrumente sind u.a. die Anhebung des Grund-
freibetrages, späteres Einsetzen und gleichzeitige Anhebung 
des Spitzensteuersatzes sowie die Einführung einer Reichen- 
und Kapitalertragssteuer.

BAYERISCHEN HÄRTEFALLFONDS AUFSETZEN!
Die Menschen in Bayern brauchen ein klares Signal, dass sie 
in dieser herausfordernden Zeit nicht allein gelassen werden. 
Daher muss die Bayerische Staatsregierung jetzt ihrer Ver-
antwortung gerecht werden und die Vorhaben des Bundes 
mit eigenen Maßnahmen flankieren. Sie muss einen Härte-
fallfonds in Höhe von 100 Mio. Euro für diejenigen auflegen, 
die ihre Rechnungen angesichts explodierender Preise nicht 
mehr bezahlen können und finanziell überlastet sind. Ziel ist 
es, dass Menschen in besonderen Notlagen schnell und un-
kompliziert Unterstützung erhalten. Darüber hinaus rufen wir 
die Bayerische Staatsregierung auf, den „Runden Tisch“ mit 
Gewerkschaften und Arbeitgebern zeitnah fortzuführen.

ARBEITSPLÄTZE SICHERN! 
Wir dürfen nicht zulassen, dass Unternehmen aufgrund der 
hohen Energiekosten Beschäftigte entlassen, ins Ausland ab-
wandern oder ihr Geschäftsmodell ganz aufgeben müssen. Für 
die Sicherung von Arbeitsplätzen braucht es daher auch pass-
genaue Stabilisierungsprogramme für Betriebe und sichere 
Perspektiven für Unternehmen, damit die Energiekosten wie-



der bezahlbar werden. Die von der Bundesregierung angekün-
digten Hilfsprogramme müssen nun schnellstmöglich umge-
setzt werden. Solidarität darf aber keine Einbahnstraße sein: 
Wenn staatliche Gelder fließen, müssen die Unternehmen in 
die Pflicht genommen werden, Beschäftigung zu sichern und 
gute Arbeit anzubieten. Vom Bayerischen Wirtschaftsminister 
erwarten wir die Einrichtung einer Taskforce unter Einbezug 
der Gewerkschaften, um bei drohenden Standortschließun-
gen rasch eingreifen zu können.

VERBRAUCH REDUZIEREN!
Ein wichtiger Hebel, um den steigenden Energiepreisen ent-
gegenzuwirken, ist die Reduzierung des Energieverbrauchs. 
Öffentliche Einsparpotenziale müssen genutzt und vor allem 
konsumstarke Privathaushalte mit einem hohen Energie-
verbrauch stärker zum Einsparen verpflichtet werden. Für 
einkommensschwächere Haushalte braucht es vom Land 
Unterstützungsmaßnahmen, damit auch sie sich am Energie-
sparen beteiligen können. Am Arbeitsplatz darf die Energie-
einsparung nicht zu Lasten des betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes gehen. Ebenso dürfen die steigenden 
Energiepreise nicht einfach durch die verstärkte Nutzung von 
Homeoffice an die Beschäftigten weitergereicht werden. Um 
dieser Kostenfalle vorzubeugen, fordern wir eine deutliche 
Anhebung der Homeoffice-Pauschale auf 1.500 Euro.

EINKOMMEN STÄRKEN!
Die Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro ist 
ein wichtiger und überfälliger Schritt für Menschen mit ge-
ringem Haushaltseinkommen. Aber wirklich Gute Arbeit und 
existenzsichernde Einkommen gibt es nur mit Tarifvertrag! 
In Bayern ist die Tarifbindung allerdings seit Jahren auf dem 
Rückzug. Zudem ist Bayern das einzige Bundesland ohne  
Tariftreue- und Vergabegesetz. Es kann nicht sein, dass Lohn- 
dumping und schlechte Arbeitsbedingungen auch noch öf-
fentlich gefördert werden. Wir fordern die Bayerische Staats-
regierung daher auf, ein solches Gesetz auf den Weg zu brin-
gen. Verbesserungsbedarf sehen wir zudem bei der geplanten 
Erhöhung des Bürgergeldes zum 1. Januar 2023 auf 502 Euro. 
Hier bräuchte es eine sofortige und vor allem auch stärkere 
Entlastung, um Bedürftige angesichts der Preissteigerungen 
angemessen zu unterstützen.

MIETER*INNEN SCHÜTZEN!
Bund, Land und Kommunen müssen sicherstellen, dass Men-
schen nicht aufgrund der Energiekrise wohnungslos werden 
oder ihnen die Strom- oder Gasleitungen abgestellt werden. 
Der von der Bundesregierung angekündigte Heizkostenzu-
schuss für Wohngeldempfänger*innen ist dabei ein wichtiger 
Schritt, weitere müssen folgen. In einigen Kommunen wurden 
bereits Vereinbarungen mit Wohnungsgesellschaften oder 
Versorgern getroffen. 

KOMMUNALE STADTWERKE STABILISIEREN!
Kommunale Stadtwerke sind die Garanten der Versorgungs-
sicherheit. Sie versorgen sowohl die Menschen als auch die 
regionale Wirtschaft mit Gas, Strom, Wärme und Kälte. Daher 
braucht es in der aktuellen Situation einen Schutzschirm für 
die Stadtwerke, um die Energieversorgung auch künftig abzu-
sichern und mögliche Zahlungsausfälle aufzufangen.

FAMILIEN BESONDERS BERÜCKSICHTIGEN!
Insbesondere Familien leiden unter den steigenden Kosten 
und müssen entlastet werden. Die Bundesregierung hat 
mit der Erhöhung des Kindergeldes und des Kinderzuschla-
ges einen kleinen Teil dazu beigetragen. Auch hier muss die  
Bayerische Staatsregierung mit eigenen Maßnahmen nach-
ziehen – denkbar wäre u.a. eine Ausweitung des Frühstücks-
programms an Schulen.

ÖPNV REFORMIEREN!
Das 9-Euro-Ticket war ein Verkaufsschlager, an den die Bun-
desregierung anknüpfen will. Das ist gut, denn ein preiswerter 
und qualitativ hochwertiger öffentlicher Personennahverkehr 
mindert den hohen Kostendruck und fördert die Mobilitäts-
wende. Hier erwarten wir auch von der Bayerischen Staats-
regierung Gesprächsbereitschaft. Es reicht nicht aus, mit dem 
Finger ständig nach Berlin zu zeigen und sich jeder Verant- 
wortung zu entziehen. Gleichzeitig müssen faire Arbeitsbedin-
gungen für die Beschäftigten, Investitionen in die Infrastruk-
tur und die Steigerung der Attraktivität mit auf dem Programm 
stehen – hier besteht großer Nachholbedarf!

AUSBAU ERNEUERBARER 
ENERGIEN BESCHLEUNIGEN!
Die aktuelle Energiekrise und die hohe Abhängigkeit von Im-
porten fossiler Energieträger zeigt: Der schnelle und massive 
Ausbau erneuerbarer Energien sowie nachhaltige Investitio-
nen in und Förderung von Energieeffizienz und Klimaschutz 
sind unabdingbar. Dafür brauchen wir entschlossenes staat-
liches Handeln und Investitionen, verlässliche Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen und vor allem die Beteiligung der 
Beschäftigten. Gerade im Freistaat ging hier jahrelang zu we-
nig voran, auch wenn die Staatsregierung zuletzt ihre starre 
Blockadehaltung bezüglich der 10H-Regelung gelockert hat. 
Um sich von der Abhängigkeit von russischem Gas zu lösen, 
sind in Bayern erhebliche Investitionen in Wind- und Sonnen-
energie, Wasserkraft sowie Geothermie notwendig. Den voll-
mundigen Worten aus dem „Bayerischen Energieplan 2030“ 
müssen nun auch Taten folgen.
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